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Zur wirtschaftlichen Lage im Juni 1978 

1. Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundes-
republik wird 1978 voraussichtlich abermals hinter 
dem zurückbleiben, was die Bundesregierung als 
Zielwerte angestrebt hat. Der Abstand dürfte zwar, 
aufs Jahr gerechnet, nicht sehr groß sein. Aber die 
Zielsetzungen für 1978 waren ohnehin nur in kurz-
fristiger Betrachtung und nur unter Berücksichti-
gung der ungünstigen Ausgangslage ehrgeizige Ziel-
setzungen. Gemessen an der Aufgabe, auf dem Wege 
zurück zur Vollbeschäftigung voranzukommen, wa-
ren es Mindestziele. Denn selbst für den Fall, daß 
sie hätten erreicht werden können, war 1978 keine 
durchgreifende Wende am Arbeitsmarkt zu erwar-
ten gewesen. Wenn die Zielgrößen des Jahreswirt-
schaftsberichts gleichwohl noch ausreichend schie-
nen, so deshalb, weil mit ihnen in erster Linie eine 
bestimmte Beschleunigung der wirtschaftlichen Auf-
wärtsbewegung im Verlauf des Jahres gemeint war, 
eine Aufwärtsbewegung, die über dieses Jahr hin-
austragen und wenigstens auf mittlere Sicht wieder 
einen hohen Beschäftigungsstand möglich machen 
sollte. Die Zuversicht, daß es dazu, wenn auch zeit-
lich versetzt, doch noch kommt, ist kleiner gewor-
den. 

Angesichts der erneuten Verzögerung eines kräfti-
gen Aufschwungs wächst die Ungeduld. Das Drän-
gen auf neue Maßnahmen wird stärker. Die ver-
änderte Situation und die daraus entstandene wirt-
schaftspolitische Diskussion veranlassen den Sach-
verständigenrat, der Bundesregierung ein Sonder-
gutachten nach § 6 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
die Bildung eines Sachverständigenrates vorzule-
gen. 

I. Lage und Perspektiven 

2. Die Belebung von Nachfrage und Produktion, 
die in den letzten Monaten des Jahres 1977 zu ver-
zeichnen war, hat sich nach der Jahreswende nicht 
fortgesetzt. Im Durchschnitt der Monate Januar bis 
April 1978 war der Auftragseingang beim verarbei-
tenden Gewerbe dem Volumen nach um 3 vH nied-
riger als von September bis Dezember 1977 und nur 
um knapp 2 1/2 vH höher als ein Jahr zuvor. Die 
Produktion in diesem Bereich fiel wieder auf das 
Niveau des entsprechenden Vorjahreszeitraums 
zurück. Obwohl sich im Frühjahr eine leichte Bes-
serung abzeichnete und die Belebung am Arbeits-
markt im Gegensatz zum vorangegangenen Jahr 
etwas über das saisonübliche Maß hinausging, hat 
die wirtschaftliche Entwicklung im bisherigen Ver-
lauf des Jahres die ohnehin nicht hoch gesteckten 
Erwartungen enttäuscht. 

3. Mit dem Kurswechsel, den die Finanzpolitik im 
Herbst 1977 vollzog, sollte der Konjunktur ein neuer 
Anstoß gegeben werden. Unter Inkaufnahme wieder 
erheblich größerer öffentlicher Defizite wurden die 
Ausgabenpläne kräftig aufgestockt und die Steuern 
gesenkt; der davon ausgehende expansive Impuls 
im Jahre 1978 war auf mehr als 20 Mrd DM zu ver-
anschlagen. Unsicher war indes, ob es über diese 
Anstoßwirkung hinaus zu einem anhaltenden, sich 
selbst tragenden Aufschwung kommen würde, zu-
mal dies nicht zuletzt von der Lohnpolitik abhing. 
Immerhin schien die Initialzündung stark genug, im 
Jahre 1978 eine Ausweitung der gesamtwirtschaft- 
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lichen Produktion um 3 1 /2 vH nach 2 1/2 vH im Vor-
jahr wahrscheinlich zu machen. Zu dieser Erwar-
tung trug auch bei, daß in zahlreichen Partnerlän-
dern die von Zahlungsbilanzproblemen erzwunge-
nen wirtschaftspolitischen Restriktionen gelockert 
wurden, so daß bei der Auslandsnachfrage ebenfalls 
wieder mit einem wenn auch mäßigen Anstieg ge-
rechnet werden konnte. 

An Finanzierungsmitteln für eine kräftige Steige-
rung der gesamtwirtschaftlichen Ausgaben fehlte es 
nicht, ja, die Geldversorgung wurde bei weiter rück-
läufigen Preissteigerungsraten so reichlich bemes-
sen, daß eher die Nachhaltigkeit des Stabilisierungs-
erfolgs als der monetäre Spielraum für den ange-
strebten Aufschwung in Zweifel zu ziehen ist. 

Noch bevor die Expansionsmaßnahmen ihre 
Wirkung voll entfalten konnten, kam mit der kräf-
tigen Höherbewertung der D-Mark neue Unsicher-
heit auf. Nachdem der Wechselkurs der heimischen 
Währung von Ende September bis Ende Dezember 
1977 im gewogenen Durchschnitt gegenüber den 
Währungen der wichtigsten Handelspartner bereits 
um 41/2 vH gestiegen war, erhöhte er sich bis An-
fang März 1978 noch einmal um 3 vH. Inzwischen 
ist er zwar wieder etwas zurückgegangen, doch war 
er auch zuletzt noch um fast 8 vH höher als vor 
Jahresfrist. Die nominale Aufwertung war damit 
um etwa 3 1 /2 vH größer, als der Differenz in den 
Preissteigerungsraten zwischen dem Inland und dem 
Ausland entsprochen hätte. Legt man den Unter-
schied in der Entwicklung der Lohnstückkosten zu-
grunde, so ist die reale Aufwertung noch größer. 
Die Wechselkursänderungen dämpften also die 
Preise stärker als die Löhne; mit einer Steigerung 
der Verdienste je Arbeitsstunde um 5 vH bis 6 vH 
blieb ,die Lohnpolitik auf dem Kurs, den sie bei 
günstigeren Wettbewerbsbedingungen gegenüber 
dem Ausland und in der Erwartung höherer Preis-
steigerungsraten vor Beginn des Jahres eingeschla-
gen hatte. 

4. Die erneute Verunsicherung zeigte sich vor al-
lem bei der Nachfrage nach Investitionsgütern und 
konzentrierte sich im wesentlichen auf den Be-
reich der Industrie. Die dort tätigen Unternehmen 
sind es vorwiegend, die unmittelbar mit auslän-
dischen Anbietern im Wettbewerb stehen, sei es als 
Exporteure auf den Auslandsmärkten, sei es als 
Hersteller von Produkten, die im Inland mit Impor-
ten konkurrieren. Zwar hielt sich die mengenmäßige 
Reaktion der Nachfrage auf die wechselkursbe-
dingte Verteuerung heimischer Erzeugnisse an-
scheinend in Grenzen; die Verteidigung der Markt-
anteile mußte jedoch mit Preiszugeständnissen er-
kauft werden. Der Druck, der davon auf die Ge-
winnmargen ausging, konnte in vielen Fällen nicht 
dadurch aufgefangen werden, daß importierte Gü-
ter mit der Aufwertung billiger wurden und daß die 
Zinsen noch einmal deutlich sanken. Begünstigt von 
der Aufwertung waren hingegen vor allem die in

-

ländischen Konsumenten, aber auch jene Unter-
nehmen, die nicht unter dem verstärkten Konkur-
renzdruck aus dem Ausland stehen. Hier sind vor 
allem der Einzelhandel und auch die Bauwirtschaft 
zu nennen. Dies sind zugleich jene beiden Bereiche, 
in denen die Steuererleichterungen und die ver-
stärkte Expansion der Staatsausgaben bislang die 
deutlichste Wirkung zeigen. 

5. Die konjunkturellen Aussichten für den weite-
ren Verlauf dieses Jahres sind nicht als so ungün-
stig zu beurteilen, wie sie sich nach der Entwick-
lung in den vergangenen Monaten darstellen. Dies 
gilt schon deshalb, weil sich in dem Rückschlag, 
den die statistischen Indikatoren für das verarbei-
tende Gewerbe ausweisen, auch die Auswirkun-
gen ,der Arbeitskämpfe zeigen, die in den nächsten 
Monaten wettgemacht werden dürften, zumal es 
einem Teil der betroffenen Industriezweige, nament-
lich der Automobilindustrie, nicht an Aufträgen 
mangelt. Mit einer beschleunigten Ausweitung der 
Fertigung ist vor allem in der Bauwirtschaft zu rech-
nen; im ersten Vierteljahr 1978 wurden dieser über 
20 vH, dem Wohnungsbau sogar über 30 vH mehr 
Aufträge erteilt als ein Jahr zuvor, doch verhinderte 
die Witterung bis zum Frühjahr, daß der anhaltend 
starke Nachfragezuwachs produktionswirksam 
wurde. Dies wird auch auf die vorgelagerten Be-
reiche ausstrahlen, denn mit der Produktion wird 
der Bedarf an Vorprodukten steigen. Überdies ha-
ben die retardierenden währungspolitischen Ein-
flüsse in jüngster Zeit etwas an Gewicht verloren. 
Auch die Risiken, die in der konjunkturellen Ent-
wicklung der Partnerländer liegen, scheinen eher 
abgenommen zu haben. Im weiteren Verlauf des 
Jahres dürften daher die expansiven binnenwirt-
schaftlichen Faktoren allmählich wieder die Ober-
hand gewinnen. 

6. Das heißt indes nicht, daß sich die konjunktu-
relle Belebung, die für 1978 angestrebt war, nur 
zeitlich verzögert hätte. Man muß sich wohl auch 
darauf einstellen, daß sie im ganzen etwas schwä-
cher ausfällt, als im Herbst letzten Jahres möglich 
schien. Die Zunahme der Ausfuhr dürfte bei den er-
höhten Wechselkursen nicht ganz mit der Expan-
sion des Welthandels Schritt halten, und von der 
im Inland wirksamen Nachfrage dürfte sich ein 
weiter steigender Teil Gütern aus ausländischer 
Produktion zuwenden. Die vergrößerte Unsicher-
heit darüber, für welche Erzeugnisse, die inter-
nationalem Wettbewerb ausgesetzt sind, die Bun-
desrepublik als kostengünstiger Produktionsstandort 
gelten kann, wird überdies den Anstieg der Investi-
tionstätigkeit hemmen (möglicherweise auch zugun-
sten von Auslandsinvestitionen). Obwohl die Ver-
minderung des Preisanstiegs die Kaufkraft erhöht 
und damit dem Konsum zugute kommt und obwohl 
die Expansion im Wohnungsbau wie im öffentlichen 
Tiefbau die Erwartungen eher zu übertreffen scheint, 
dürfte die Zunahme der gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktion im Jahresdurchschnitt 1978 kaum über 3 vH 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 25. August 1978 — 14 (42) — 600 06 — Gu 14/78. 
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hinausgehen. Diese Ausweitung reicht für eine Er-
höhung des Beschäftigungsstandes abermals nicht 
aus. Noch schwerer wiegt, daß sich auch auf mitt-
lere Sicht ein Abbau der Arbeitslosigkeit nicht ab-
zeichnet. 

II. Gegen Defizitpolitik 

8. In dieser Situation häufen sich die Forderungen 
und Ratschläge, den neun finanzpolitischen Pro-
grammen der letzten Jahre ein zehntes nachzuschik-
ken — obwohl im übrigen weithin Übereinstim-
mung herrscht, daß die Defizite der öffentlichen 
Haushalte zu groß geworden sind. Viele raten zu 
weiterer allgemeiner Steuerentlastung durch eine 
rasche Korrektur des Einkommensteuertarifs. Andere 
drängen auf weitere Minderung der Unternehmens-
besteuerung; was bisher an Entlastungsforderungen 
erfüllt worden sei, habe für eine kräftige Belebung 
der Investitionen nicht ausgereicht. Vorgeschlagen 
wird auch, im Vorgriff auf die erst für später 
geplante Tarifreform lineare Entlastungen bei der 
Lohn- und Einkommensteuer zu beschließen, wie sie 
das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz vorsieht — in 
Ergänzung der Entlastungen, die erst mit Beginn 
des Jahres 1978 in Kraft getreten sind. In mehreren 
Varianten tritt die Forderung nach zusätzlichen 
Staatsausgaben auf; die Vorstellungen reichen von 
einem neuen kurzfristigen Programm bis zur dauer-
haften Aufstockung der Ausgaben. Auch aus dem 
Ausland richten sich Erwartungen an die Bundes-
republik, sie möge defizitfreudiger noch als bisher 
die Binnennachfrage mit finanzpolitischen Mitteln 
beleben und über die Steigerung ihres Imports und 
den Abbau ihrer Exportüberschüsse die konjunk-
turelle Erholung in den Partnerländern erleichtern. 

Neben den auf finanzpolitische Maßnahmen gerich-
teten Forderungen gewinnt nicht zuletzt bei den 
Arbeitnehmerorganisationen, die Vorstellung an 
Boden, daß die Arbeitslosigkeit durch Verkürzung 
der Arbeitszeit abgebaut werden könnte und sollte. 
Der Eindruck, den beschäftigungspolitische Argu-
mente gegenwärtig machen, wird auch genutzt, 
wenn einzelne Industriezweige auf die Reglemen-
tierung von Märkten und andere Formen der Pro-
tektion setzen, weil die Anpassungsaufgaben, die 
Überkapazität und Konkurrenz aus Niedriglohnlän-
dern stellen, angeblich marktwirtschaftlich nicht be-
wältigt werden könnten — eine international zu-
nehmende Tendenz. Neu erwacht ist schließlich das 
Drängen auf rationalisierungshemmende Regelun-
gen, mit denen Schutz vor dem Wegfall von Ar-
beitsplätzen gesucht wird. Der in der Bundesrepu-
blik bisher bestehende Konsens wird schwächer, 
daß Rationalisierungsanstrengungen als Basis der 
allgemeinen Wohlstandssteigerung anzusehen, da-
her trotz der daraus erwachsenden individuellen 
Härten dringend erwünscht sind und nur sehr vor-
sichtig mit Regelungen belastet werden sollten, die 
über die allgemeine soziale Sicherung hinaus den 
Besitzstand der betroffenen Arbeitnehmer wahren. 

9. Es gibt wohl keine wirtschaftspolitische Strate

-

gie, die zuverlässig und rasch zu einem befriedigen

-

den Beschäftigungsstand zurückführen kann. Damit 
wächst die Gefahr, daß Zuflucht bei kostenreichen 
Ersatzlösungen gesucht wird. 

Die allgemeinen Bedingungen für einen kräftigeren 
wirtschaftlichen Aufschwung in der Bundesrepublik 
haben sich zwar von den Finanzierungsbedingungen 
her, dem Inflationsklima, der steuerpolitischen 
Grundlinie der letzten Jahre, dem aufgelaufenen 
Bedarf an Ersatzinvestitionen sowie der Neigung 
der privaten Haushalte zu konsumieren und zu 
bauen, gebessert. Trotzdem wird man mehr als 
einen Erfolg in kleinen Schritten nicht erwarten 
können. Denn dieser hängt auch von dem Erfolg 
der stabilitätspolitischen Bemühungen in anderen 
Industrieländern ab, der Voraussetzung für eine 
mehr als vorübergehende Belebung der Weltwirt-
schaft ist. Außerdem tut sich die Lohnpolitik schwer 
mit der Aufgabe, zu vollbeschäftigungskonformen 
Löhnen zurückzufinden. 

Wenn die Chance einer günstigeren Entwicklung 
auf mittlere Sicht nicht verspielt werden soll, dann 
muß der Versuchung zu Ersatzlösungen weiterhin 
widerstanden werden. Was man als Ersatzlösung 
anzusehen hat, ist selbstverständlich eine Frage 
der Problemdiagnose. 

Der Sachverständigenrat hat in seinem letzten Jah-
resgutachten begründet, warum er die eigentliche 
Ursache der Unterbeschäftigung eher in ungelösten 
Angebotsproblemen sieht als in einem konjunktu-
rellen Nachfragemangel, der mit vorübergehender 
staatlicher Nachfragestimulierung zu bekämpfen 
wäre. Auch in der Möglichkeit eines strukturellen 
Nachfragemangels, der gegebenenfalls mit dauer-
haft höheren Staatsausgaben auszugleichen wäre, 
konnten wir keinen adäquaten Erklärungsansatz se-
hen. Der Streit der Meinungen über diese Diagnose 
kann in diesem Sondergutachten nicht im einzelnen 
fortgeführt werden. 

10. Die Nachfrage, die heute fehlt, muß über den 
Markt bereitgestellt werden. Das Haupthemmnis 
für eine kräftige Nachfrageexpansion scheint uns 
nach wie vor im Bereich der privaten Investitionen 
zu liegen. Viel weniger als früher lassen sich Unter-
nehmen durch eine verbesserte Kapazitätsausla-
stung dazu bewegen, die Kapazitäten zu erneuern 
oder zu erweitern und mehr Arbeitskräfte einzu-
stellen. Die Kettenreaktion bei den Ausgabeent-
scheidungen bleibt aus. Und es fehlt bei jenen auto-
nomen Investitionen, die getragen sein müßten von 
den Gewinnchancen, die neue Güter und neue 
Märkte verheißen. Die Ursachen des mangelnden 
Investitionselans liegen anscheinend im wesent-
lichen darin, daß hohe Kosten und Risiken sowie 
ein Dickicht staatlicher Regulierungen der unterneh-
merischen Initiative zu enge Grenzen setzen. 

Die Wirtschaftspolitik ist nur begrenzt zuständig, 
wenn es darum geht, die Störungen auf der Ange-
botsseite zu beseitigen. Unbeschadet der Bürde, die 
die Lohnpolitik übernehmen muß, sollte die Wirt-
schaftspolitik den Spielraum, den sie hat, jedoch 
nicht verschenken. Wir haben in unseren letzten 
beiden Jahresgutachten dargelegt, wo wir die wich-
tigsten Ansatzpunkte dafür sehen: in der Risiko

- 
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entlastung der Unternehmen, in einer Minderung 
der speziell die Investitionen treffenden Steuern, 
in einer stärker in die Breite wirkenden Förderung 
von Forschung und Entwicklung, in der Förderung 
der marktwirtschaftlichen Dynamik von unten, von 
jungen, kleinen und mittleren Unternehmen her, 
sowie nicht zuletzt in der Unterstützung der Mobi-
lität der Arbeitnehmer. 

Auch wir haben im vergangenen Jahr eingeräumt, 
daß der Nachfragemangel, der aus ungelösten An-
gebotsbedingungen resultiert, sich als konjunktu-
reller Faktor verselbständigen kann. Wir hielten es 
daher — im Sinne einer Doppelstrategie — für an-
gemessen, daß eine Politik, die im wesentlichen bei 
den Ursachen auf der Angebotsseite ansetzt, durch 
eine staatliche Initialzündung unterstützt wird. 

11. Mit den Steuerbeschlüssen vom vergangenen 
Herbst und der auf mehr Expansion ausgerichteten 
Ausgabenplanung hat der Staat vor allem der Auf-
gabe gedient, der Konjunktur von der Nachfrage-
seite her einen kräftigen Anstoß zu geben, und er 
ist dabei hinsichtlich der öffentlichen Defizite sogar 
über das hinausgegangen, was in konkreten Ab-
sichtserklärungen als mittelfristig konsolidierungs-
fähig dargelegt werden konnte. Dieser Kurs der Fi-
nanzpolitik war auf ein stärkeres Mitziehen der 
Lohnpolitik abgestellt, als sich dann als realistisch 
erwies. 

Die expansiven Impulse sind noch nicht voll wirk-
sam geworden. Gleichwohl wird der Staat inzwi-
schen zu weiteren Maßnahmen gedrängt. 

12. Der Sachverständigenrat sieht gegenwärtig kei-
nen Handlungsbedarf und keinen wesentlichen 
Handlungsspielraum für eine Finanzpolitik als Kon-
junkturpolitik, die direkt auf zusätzliche Nachfrage-
expansion abzielt, und zwar weder auf der Aus-
gabenseite noch auf der Einnahmenseite der öffent-
lichen Haushalte. Handlungsbedarf besteht hinge-
gen für eine Finanzpolitik als Wachstumspolitik, 
die auf verbesserte Angebotsbedingungen der Wirt-
schaft abzielt, und der Handlungsspielraum mag 
hier noch nicht ausgeschöpft sein. 

— Wenn sich der Zuwachs des Sozialprodukts er-
höht (womit wir durchaus rechnen), so sollte sich 
eigentlich das Finanzierungsdefizit der öffent-
lichen Haushalte allmählich verringern, zumal 
mit anziehender Konjunktur die Kapitalnach-
frage der Wirtschaft verstärkt zunehmen wird 
und zunehmen können soll. Der konjunkturell 
bedingte Teil des Defizits würde automatisch 
kleiner. Zu der Ankündigung, auch den struktu-
rellen Teil des Defizits, der aus den finanzpoli-
tischen Entscheidungen vom Herbst vergangenen 
Jahres resultiert, schrittweise zu konsolidieren, 
würde eine entsprechende Verringerung der 
staatlichen Ausgabenexpansion gehören. Dies 
gilt im Prinzip selbst dann, wenn auch der er-
höhte Zuwachs des Sozialprodukts noch als un-
zureichend anzusehen ist. Dann muß verstärkt 
Wachstumspolitik an die Stelle der Konjunktur-
politik treten. Denn: 

— Der Staat kann nicht um den Preis ständig stei-
gender öffentlicher Defizite gesamtwirtschaft-
lichen Produktions- und Beschäftigungszielen 
nachstreben. Wenn der stark expansive fiska-
lische Impuls die ungelösten Probleme auf der 
Angebotsseite nicht überspielen und die private 
Investitionsbereitschaft nicht beleben kann, er-
scheint es sinnvoller, direkt an den Investitions-
hemmnissen anzusetzen, als sich den Erfolg von 
weiteren Milliarden staatlicher Nachfragestüt-
zung zu versprechen. Und zwar aus doppeltem 
Grunde: 

Erstens: Was bei konjunkturellem Nachfrage-
mangel wirksam sein kann, etwa die Erhöhung 
von Staatsausgaben, ist bei einer Störung der 
Wachstumsbedingungen unter Umständen schäd-
lich, weil es den Expansionsspielraum des pri-
vaten Sektors der Wirtschaft einengt (Ziffer 28). 
In diesem Falle wäre nicht eine Erhöhung, son-
dern eine Senkung der Staatsausgaben wirksam, 
zumindest mittelfristig. 

Zweitens: Das Konzept der konjunkturpoliti-
schen Initialzündung durch öffentliche Defizite 
zielt auf Stimulierung eigenfinanzierter privater 
Nachfrage ab, nicht auf deren Ersetzung durch 
staatlich finanzierte Nachfrage. Kommt es nicht 
einigermaßen rasch zu solcher Stimulierung, so 
ist diese Politik wegen der Dauerlasten im Schul-
dendienst fiskalisch zu teuer. Sie beeinträchtigt 
zu stark den Spielraum für die künftige Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben. 

— Es ist gefährlich und durch die Konjunkturlage 
auch nicht gerechtfertigt, erneut die Grenze aus-
zuloten, an der öffentliche Defizite ihres bloßen 
Ausmaßes wegen eine negative Überreaktion 
am Kapitalmarkt hervorrufen und auf diese 
Weise die Investitionsneigung im privaten Be-
reich stärker beeinträchtigen, als die staatlich be-
wirkte Nachfrageexpansion sie zugleich anregt, 
die expansive Finanzpolitik in bezug auf die pri-
vaten Investitionen also kontraproduktiv wird. 
Zu beachten ist dabei auch, daß jede fiskalpoli-
tisch bewirkte Zinssteigerung nicht nur direkt — 
zinsabhängige — binnenwirtschaftliche Ausga-
ben zurückdrängt, sondern über den Wechsel-
kurs indirekt auch die Exporte. 

13. Eine nicht nur vorübergehende, sondern eine 
dauerhafte Erhöhung der Staatsausgaben wird viel-
fach mit dem Hinweis darauf gerechtfertigt, ja ge-
fordert, daß angesichts einer steigenden Sparquote 
der privaten Haushalte und einer abnehmenden Be-
anspruchung des heimischen Produktionspotentials 
durch das Ausland bei zunehmendem Anteil auslän-
discher Produkte an der inländischen Güterversor-
gung ohne eine Vergrößerung des Staatsanteils 
Sachanlagen auf Dauer ungenutzt und Arbeitskräfte 
unbeschäftigt blieben. Daß dies gegenwärtig der Fall 
ist, sollte jedoch nicht den Blick dafür verstellen, 
daß die heutigen Beschäftigungsprobleme zu einem 
beträchtlichen Teil ihren Ursprung nicht in zu ge-
ringen, sondern in zu hohen Einkommensansprü-
chen haben, die einen Teil der latent vorhandenen 
Nachfrage nicht zum Zuge kommen lassen. Wären 
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etwa die Ansprüche in bezug auf den Ertrag der 
Arbeit niedriger, wäre mehr Arbeit „rentabel". 
Dauerhaft höhere Staatsausgaben um der Beschäf-
tigung willen fordern heißt insoweit, die Gemein-
schaft der Steuerza hler zu Zahlungen verpflichten  
also gleichsam zum Kauf von Gütern verpflichten, 
die die Gemeinschaft zu diesem „Preis" eigentlich 
nicht kaufen will. Daß es ohne diese Verpflichtung 
gehe, weil der Anstieg der privaten Sparquote ge-
nügend Spielraum auch ohne eine Verdrängung pri-
vater Nachfrage ermögliche, daß die Ausweitung 
der Staatsquote insoweit also kostenlos sei, ist eine 
Vorstellung, die allenfalls bei konjunkturellen, nicht 
aber bei dauerhaften Beschäftigungsproblemen sinn-
voll sein kann. 

14. Die Bundesrepublik sieht sich dem Drängen 
ausländischer Partner konfrontiert, sie möge durch 
eine expansive Fiskalpolitik für eine Beschleuni-
gung des Produktionswachstums sorgen. Begründet 
wird diese Forderung mit dem Hinweis auf die welt-
wirtschaftliche Bedeutung, die starke Zahlungsbilanz 
und die niedrige Inflationsrate der Bundesrepublik. 
Hinsichtlich des Ziels, eine stärkere reale Expan-
sion in Gang zu bringen, herrscht Einvernehmen 
zwischen der Bundesrepublik und ihren Partnern. 
Umstritten ist der Weg. 

Die Wirtschaftspolitik der Bundesrepublik hat sich 
1973 von der Vorstellung abgekehrt, daß erhöhtes 
wirtschaftliches Wachstum durch Inkaufnahme einer 
erhöhten Inflationsrate ermöglicht wird. Seither 
versucht sie, günstige Bedingungen für wirtschaft-
liches Wachstum auf inflationsfreier Grundlage wie-
derzugewinnen. Dieser Prozeß erwies sich als lang-
wierig. Das ist in Kauf genommen worden, zum 
einen aufgrund der in Deutschland vorherrschenden 
Einstellung zur Inflationsgefahr, zum anderen in 
der Zuversicht, daß auf diese Weise künftige Stabi-
lisierungskrisen mit ihren schlimmen Folgen für die 
Beschäftigung vermieden werden können, was ge-
wiß nicht nur ein Vorteil für die Bundesrepublik 
selbst wäre. Der deutsche Stabilisierungserfolg hat 
es mit sich gebracht, daß die Bundesrepublik wohl 
nicht zuletzt wegen der Wechselkursänderungen, 
die sich aus dieser Politik ergeben haben, in allen 
vergangenen Jahren, selbst am Tiefpunkt der Re-
zession von 1975, verhältnismäßig hohe Zuwachs-
raten der Einfuhr aufzuweisen hatte, und daß sie 
niemals versucht war, etwa aus Zahlungsbilanz-
gründen ihrer Politik eine importfeindliche Wen-
dung zu geben. 

Trotzdem ist die internationale Ungeduld wegen 
der Wachstumsverzögerung in der Bundesrepublik 
nicht gering. Denn es ist ja nicht selbstverständlich, 
daß ein Land, das sich auf die solide Strategie „Ex-
pansion durch bessere Angebotsbedingungen" ver-
legt, für einen Erfolg so lange Zeit benötigt. Es 
wird auf die Vereinigten Staaten verwiesen, die 
seit der weltweiten Rezession auf dem Wege zu 
mehr Produktion und Beschäftigung rascher voran-
gekommen sind. Um mehr als 7 Millionen hat dort 
die Anzahl der Beschäftigten von 1975 bis 1977 zu-
genommen, und mehr als 5 vH betrug in dieser 
Zeit die jährliche Zuwachsrate der gesamtwirtschaft-
lichen Produktion, ein mehr als deutlicher Beleg 

dafür, daß auch in einem hochentwickelten Indu-
strieland nicht etwa Nachfragemangel oder gar eine 
allgemeine Sättigungstendenz den Spielraum für zu-
sätzliche Produktion und Beschäftigung objektiv be-
grenzen D ie glob alen ökonomischen Bedingungen 
waren aber anders als bei uns. Die vom Außenhan-
del abhängigen Bereiche sind von den Wechselkurs-
änderungen der vergangenen Jahre begünstigt wor-
den. Das Inflationsproblem blieb ungelöst, und über 
die Inflation sind die Reallöhne und die Realzinsen 
korrigiert worden. Dieser Weg ist in der Bundes-
republik kaum noch gangbar, selbst wenn man ihn 
nicht aus prinzipiellen Gründen ablehnt. 

Die Partner Amerikas haben von dessen konjunktur-
bedingt hoher Importnachfrage zwar profitiert, sie 
wurden über die Turbulenzen an den Devisenmärk-
ten aber auch frühzeitig in die Nachteile einer Poli-
tik hineingezogen, die erneut eine Inflations-
beschleunigung zuließ. Noch haben in den Vereinig-
ten Staaten die konjunkturellen Auftriebskräfte ein-
deutig die Oberhand. Doch die steigende Inflations-
rate kann rasch den Zeitpunkt näherbringen, von 
dem an die Stabilisierung in den Vereinigten Staa-
ten ernsthaft und dann wieder ohne große Rück-
sicht auf Produktion und Beschäftigung betrieben 
werden muß. 

Was der Weltwirtschaft dabei schadet, ist der Wi-
derspruch zwischen einer auf Inflation und einer auf 
Stabilität gegründeten Politik der Wachstumsbele-
bung. Die Bundesrepublik, vom Kursverfall des Dol-
lar besonders betroffen, konnte die Früchte ihrer 
Stabilisierungspolitik nicht ernten, sie erlitt kon-
junkturelle Rückschläge. Daraus erwuchsen den 
Partnerländern vermutlich Nachteile, die größer wa-
ren als die Vorteile, die ihnen zugleich aufgrund 
der wechselkursbedingt abnehmenden deutschen 
Leistungsbilanzüberschüsse zufielen. Da der Spiel-
raum für eine nichtinflationäre Expansion in den 
Vereinigten Staaten immer enger wird, kommt auf 
die Bundesrepublik eine erhöhte Verantwortung für 
die Weltwirtschaft zu. Sie sollte ihren stabilitäts-
orientierten Weg weitergehen, aber mit mehr Kon-
sequenz bei der Verbesserung der Angebotsbedin-
gungen. 

15. Die vom Kursverfall des Dollar angeführte 
reale Aufwertung der D-Mark hat in der Bundes-
republik zusätzlichen Bedarf an Flexibilität bei Zin-
sen und Löhnen erzeugt, einen Bedarf, der nicht 
leicht zu befriedigen ist. 

Zwar war es für eine Vermehrung rentabler langfri-
stiger Investitionen ohnehin zu wünschen, daß die 
Zinsen für langfristig zur Verfügung stehendes Kapi-
tal weiter sinken. Dies ist durch die reale Aufwer-
tung der D-Mark jedoch noch dringender geworden. 
Zusammen mit weiter ermäßigten Lohnsteigerungen 
wäre ein Sinken der Realzinsen der beste Weg der 
Anpassung an die von der Wechselkursbewegung 
der vergangenen Monate geschaffene Situation. Die 
Zinssenkung müßte allerdings vom Markt kommen, 
von einer vergrößerten Anlagebereitschaft des Pub-
likums (im übrigen von einer allmählich geringer 
werdenden Kreditnachfrage des Staates). Das ist ge-
wiß ein Weg, der schnelle Hilfe nicht verspricht. Die 
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langfristigen Zinserwartungen der Kapitalanleger 
lassen sich offenbar nur allmählich weiter nach 
unten korrigieren. 

Trotzdem sollte die Zinssenkung nicht von geldpoli-
tischen Maßnahmen erwartet werden. Eine Politik 
der forcierten Zinssenkung verspräche keinen dauer-
haften Erfolg. Die Bundesbank hat im Zusammen-
hang mit den Interventionen am Devisenmarkt ohne-
hin eine Expansion der Zentralbankgeldmenge zu-
gelassen, die den Kontakt mit dem Mengenziel der 
Geldpolitik verloren hat. Da inzwischen die Wech-
selkursbewegung die Führungsrolle im Prozeß der 
Inflationsdämpfung übernommen hat, mußte das 
Verhalten der Bundesbank auf kurze Sicht keine 
großen Bedenken hervorrufen. Doch kann die Geld-
politik eine solche Führungsrolle des Wechselkur-
ses nicht als dauerhaft ansehen. Die Bundesbank 
muß also die Gefahr ernst nehmen, daß sich durch 
eine übermäßige monetäre Expansion ein Inflations-
potential aufbaut, das nicht leicht unter Kontrolle 
zu bringen sein wird, wenn der konjunkturelle Auf-
schwung die Kraft gewinnt, die allenthalben ge-
wünscht wird. Daß die Umlaufgeschwindigkeit des 
Geldes gegenwärtig noch gering ist, ja, weiter sin-
kende Tendenz aufweist, dürfte eine nachgiebige 
Geldpolitik kaum ausreichend rechtfertigen. Denn 
diese niedrige Umlaufgeschwindigkeit ist vermut-
lich teilweise auch Reflex des reichlichen Geldange-
bots. Hinzu kommen Zweifel, ob die umfangreichen 
Devisenkäufe der Bundesbank wirklich großen 
dämpfenden Einfluß auf den Kursverfall des Dollar 
gehabt haben, ob es sich also gelohnt hat, die damit 
einhergehende unerwünscht starke Vermehrung der 
Zentralbankgeldmenge in Kauf zu nehmen. 

Die Überschreitung des Mengenziels ist so weit ge-
gangen, daß eine abrupte Rückkehr zum Zielpfad 
sicherlich mehr als nur eine vorübergehende Irrita-
tion am Kapitalmarkt zur Folge haben könnte. Die 
Notwendigkeit, den Rückweg zu strecken, darf je-
doch nicht dazu führen, daß das Ziel mehr und mehr 
an der Nachfrage nach Geld orientiert wird statt an 
mittelfristigen Bezugsgrößen, insbesondere am 
Wachstum des Produktionspotentials. 

16. Die Lohnpolitik hat auf die Herausforderung, 
die von den Devisenmärkten ausging, nicht zu ant-
worten vermocht. Es hieße zwar die Lohnpolitik 
überfordern, wenn man erwartete, daß sie die Risi-
ken, die aus einer labilen internationalen Währungs-
situation erwachsen, kurzfristig voll auffangen könn-
te. Aber eine Anpassung der Geldlöhne an für dau-
erhaft zu haltende Wechselkursänderungen ist 
sicherlich unverzichtbar, wenn die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit nicht leiden soll. 

Die Aufwertung und der dadurch verursachte Min-
deranstieg des Preisniveaus erhöhen den realen 
Wert der Tarifabschlüsse. Die Reallöhne werden 
1978 mit 3 vH mindestens ebenso stark steigen wie 
1977 (die realen Nettolöhne sogar stärker als 1977). 
Der Anstieg des Kostenniveaus dürfte etwas gerin-
ger sein als im Vorjahr, weil die Produktivität un-
vermindert steigt und die importierten Kostengüter 
billiger geworden sind. Neues Investitionsvertrauen 
hat die Lohnrunde jedoch offensichtlich nicht schaf-
fen können. 

17. Da die Lohnrunde weitgehend abgeschlossen 
ist, bietet die Lohnpolitik gegenwärtig keine be-
schäftigungspolitische Option. Bestehen bleibt aber 
die Aufgabe, jenes Lohnniveau herauszufinden, das 
einen höheren Beschäftigungsstand möglich macht. 
Der Handlungsspielraum der Tarifvertragsparteien 
und insbesondere der Gewerkschaften ist gewiß 
nicht unbegrenzt. Doch wird keine staatliche Be-
schäftigungspolitik den Zusammenhang zwischen 
Lohnhöhe und Beschäftigung auf Dauer überspielen 
können. Es überrascht nicht, daß dieser Zusammen-
hang heftig umstritten ist. Zu fundamental sind die 
Interessengegensätze, die er berührt. Es muß aber 
nicht sein, daß der Verteilungskampf die Lohnfin-
dung so stark belastet wie in manchen der vergan-
genen Jahre. Über Entspannungsmöglichkeiten, wie 
sie in einer Gewinn- und Vermögensbeteiligung der 
Arbeitnehmer liegen könnten, hat sich der Sachver-
ständigenrat wiederholt geäußert. Die einkommens-
politische Diskussion darf nicht zum Stillstand kom-
men. 

18. Es war nicht eine zurückhaltende Lohnpolitik 
allein, von der wir für 1978 eine Verbesserung der 
Beschäftigungslage erwartet hätten, sondern, wie er-
wähnt, eine Kombination aus zurückhaltender Lohn-
politik, nachfrageorientierter Initialzündung der 
Finanzpolitik und angebotsorientierter Wachstums- 
und Strukturpolitik. Eine angebotsorientierte Poli-
tik, die die Risiken und Kosten des Strukturwandels 
zu mindern versucht, kann die Lohnpolitik am ehe-
sten entlasten. Gegen die Verunsicherung, die von 
einer labilen Währungssituation ausgeht, ist jedoch 
auch dies keine wirksame Hilfe. 

19. Wenn nun aber weder eine expansive Geld-
politik auf Dauer als gute Lösung von Problemen 
angesehen werden kann, die sich aus einem mög-
licherweise nicht nur kurzfristig über die Preis- und 
Kostendisparität gegenüber dem Ausland hinaus-
gehenden Aufwertungsdruck auf die D-Mark erge-
ben, noch für möglich gehalten wird, daß die Lohn-
politik kurzfristig immer wieder eine Tendenz zu 
übermäßiger Höherbewertung der D-Mark aus-
gleicht, so hat man nicht viele Möglichkeiten, zwi-
schen denen man wählen kann: 

— Entweder man nimmt den Spruch des Devisen-
marktes über das, was der jeweils marktgerechte 
Wechselkurs der D-Mark ist, hin (und damit den 
Spruch über das reale Kostenniveau, mit dem die 
Bundesrepublik im internationalen Wettbewerb 
zu bestehen hat), vertraut also darauf, daß grö-
ßere Fehler früher oder später vom Markt selbst 
korrigiert werden, 

— oder man versucht, durch Änderungen am Wäh-
rungssystem die Beeinträchtigung der nationalen 
Autonomie hinsichtlich der Entwicklung des 
realen Kostenniveaus der Volkswirtschaft zu kor-
rigieren. 

20. Die Erfahrungen der vergangenen Monate ha-
ben möglicherweise die Entschlossenheit erhöht, in 
Richtung einer währungspolitisch abgesicherten 
Harmonisierung der Geldpolitik in Europa voranzu-
kommen (JG 76 Ziffern 467 ff). Mit einer währungs- 
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politischen Initiative wäre allerdings nichts gewon-
nen, würde sie sich darin erschöpfen dem bestehen-
den Währungsverbund durch ein Aufweichen seiner 
Regeln neue Mitglieder zu gewinnen. Eine neue Ini

-

tiative müßte vielmehr darauf abzielen. in Europa 
eine stabilitätspolitische Basis auf lange Sicht zu 
legen und damit auch integrationspolitisch einen 
neuen Anlauf zu unternehmen. Härtung der Regeln 
im europäischen Währungsverbund ist wichtiger 
als dessen rasche Erweiterung. 

Für das Ziel, die einzelnen europäischen Währun-
gen gegen Vertrauensschwankungen in bezug auf 
den amerikanischen Dollar widerstandsfähiger zu 
machen, die Schwankungen der Wechselkurse also 
geringer werden zu lassen, würde die Erweiterung 
des europäischen Währungsverbundes vermutlich 
keinen großen Fortschritt bringen. Es wären auch in 
diesem Falle die härteren Währungen innerhalb des 
Verbundes, die als Anlagewährungen begehrt blie-
ben. Das Dollarproblem kann nicht in erster Linie 
in Europa gelöst werden. Informelle Kooperation mit 
den Vereinigten Staaten muß vorläufig helfen, die 
Gefahren zu mildern, die aus den ungelösten Infla-
tionsproblemen und den Ungleichgewichten in den 
Zahlungsbilanzen erwachsen. 

Wichtig ist andererseits aber auch, daß nicht in der 
Finanzpolitik Ersatzlösungen für wechselkursbe-
dingte außenwirtschaftliche Probleme gesucht wer-
den, die, wenn überhaupt, nur von der Währungs-
politik gelöst werden können. 

III. Für Wachstumspolitik 

21. Daß wir dennoch dazu raten, die Finanzpolitik 
solle ihre wachstumspolitischen Möglichkeiten wei-
ter ausschöpfen, versteht sich also nicht von selbst, 
und zwar auch deshalb nicht, weil die Finanzpolitik 
als Wachstumspolitik in besonderem Maße auf das 
Mitziehen des privaten Sektors der Wirtschaft an-
gewiesen ist, insbesondere der Lohnpolitik, die hier-
für in diesem Jahr überzeugende Zeichen nicht ge-
setzt hat. Bei der Inkaufnahme temporär steigender 
staatlicher Defizite muß sie darauf bauen können, 
daß ein verstärkt wachsendes Produktionspotential 
die Defizite einigermaßen rasch zu konsolidieren er-
laubt. Der Wechsel, der im Rahmen der Doppelstra-
tegie vom Herbst vergangenen Jahres hierauf gezo-
gen wurde, ist noch nicht gedeckt. Die Freisetzung 
investiver Handlungsspielräume der Privaten — 
hierum 'geht es ja — muß daher in einer Weise ver-
sucht werden, die einen Ausgleich für Steuersen-
kungen oder zusätzliche Staatsausgaben nicht nur 
„wahrscheinlich möglich" macht, sondern sicher-
stellt. Solche Wege sind die Umstrukturierung des 
Steuersystems, die Umstrukturierung der Staatsaus-
gaben und die gleichmäßige Senkung von Steuern 
und Ausgaben. 

22. Bei der Umstrukturierung des Steuersystems 
geht es, wie erwähnt, um eine verstärkte Beteiligung 
des Fiskus an den Risiken der Unternehmen und um 
eine geringere steuerliche Belastung der Investi-
tionen. 

Zu den Steuern, die neben dem Konsum auch die 
Investitionen belasten, gehört beispielsweise die 
Gewerbesteuer. Ein Abbau der Gewerbesteuer, der 
auch aus anderen Gründen naheliegt (JG 76 Ziffer 
353); würde also die Investitionen steuerlich entla-
sten. Unter dem Risikoaspekt wäre es am besten, 
die Steuersenkung bei der Gewerbekapitalsteuer 
vorzunehmen, diese sogar ganz abzuschaffen. Denn 
sie gehört zu den ertragsunabhängigen Steuern, und 
bei diesen ist die Risikobeteiligung des Staates am 
geringsten. Außerdem werden die Erträge aus dem 
Einsatz des Faktors Kapital gegenwärtig doppelt be-
lastet. Allerdings würde eine solche Maßnahme in 
den einzelnen Gemeinden unterschiedlich hohe 
Steuerausfälle hervorrufen. 

Will man diesen Finanzausgleichseffekt — der kaum 
ganz zu vermeiden ist — gering halten, so könnte 
daran gedacht werden, die Gewerbesteuer insge-
samt, also Gewerbekapitalsteuer und Gewerbe-
ertragsteuer, gleichmäßig zu senken. Die Einnahmen 
der Gemeinden blieben hiervon im wesentlichen un-
berührt, wenn man die Senkung der Gewerbesteuer 
auf den Teil beschränkte, den die Gemeinden als 
Gewerbesteuerumlage an Bund und Länder abfüh-
ren. 

Eine Möglichkeit, den Einnahmeausfall auszuglei-
chen, der beim Bund und bei den Ländern im Falle 
einer vollständigen Beseitigung der Gewerbesteuer-
umlage entstehen würde, könnte in einer Erhöhung 
der Mehrwertsteuer um einen Prozentpunkt be-
stehen (beziehungsweise um einen halben Prozent-
punkt für die Güter, die mit dem halben Steuersatz 
besteuert werden). Die Mehrwertsteuer hat gegen-
über der Gewerbesteuer den Vorteil, daß sie nur 
auf dem Konsum und nicht auch auf den Investi-
tionen liegt. Aber auch eine Erhöhung anderer Ver-
brauchsteuern, deren Anteil am Steueraufkommen 
ständig sinkt, könnte zur Finanzierung herangezogen 
werden. Der übrige Steuerausfall, der entstünde, 
wenn die Gewerbesteuerumlage wegfiele, würde 
beim Bund und bei den Ländern durch das Mehrauf-
kommen aus der Einkommensteuer und Körper-
schaftsteuer ausgeglichen, das sich ergäbe, weil von 
deren Bemessungsgrundlagen nur noch die verrin-
gerte Gewerbesteuer abgezogen werden könnte. 

Für die Gemeinden ist eine Senkung der Gewerbesteuer 
bei gleichzeitiger Abschaffung der Gewerbesteuerumlage 
der Idee nach aufkommensneutral. Faktisch ließe sich 
das erreichen, wenn man dafür sorgte, daß die Steuer-
schuld bei den Gewerbesteuerpflichtigen nach Maßgabe 
des Anteils gesenkt wird, den die Gewerbesteuerumlage 
am gesamten Gewerbesteueraufkommen in den einzelnen 
Gemeinden ausmacht. Das könnte wohl am besten durch 
eine entsprechende Kürzung des einheitlichen Steuermeß-
betrages geschehen. Freilich wäre damit die Aufkom-
mensneutralität der Gewerbesteuersenkung für die ein-
zelnen Gemeinden nicht vollständig gesichert. Es gäbe 
Rückwirkungen zum einen in Form von Mehreinnahmen 
auch bei den Gemeinden wegen ihres Anteils am Auf-
kommen der Einkommensteuer, zum anderen im Rahmen 
der Finanzausgleichsregelungen der Länder. Hier ließe 
sich ein Ausgleich wahrscheinlich eher erreichen als dort. 
Alle Rückwirkungen bei jeder Gemeinde ausgleichen zu 
wollen, wäre wahrscheinlich kaum möglich, sicher aber 
zu aufwendig. In Zweifelsfällen sollte man es bei einer 
Verbesserung der kommunalen (Steuer-)Einnahmen be-
lassen. 
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Die Gewerbesteuer könnte auch in der Weise ge-
senkt werden, daß im Rahmen der Gewerbeertrag-
steuer die Zinsen auf Dauerschulden sowie im Rah-
men der Gewerbekapitalsteuer die Dauerschulden 
von der Besteuerung befreit werden. Eine solche 
Steuerrechtsänderung würde jedoch den uner-
wünschten Nebeneffekt haben, daß auch die Gewer-
besteuer zu einer Steuer würde, die den Einsatz von 
Eigenkapital gegenüber dem Einsatz von Fremdkapi-
tal in den Unternehmen diskriminiert. 

23. Die Senkung der Gewerbesteuer ist eine unter 
vielen steuerlichen Möglichkeiten, wie sich der 
Staat am Risiko der privaten Investitionstätigkeit 
stärker beteiligen und die Besteuerung der Investi-
tionen mindern kann. Eine alternative Möglichkeit 
wäre insbesondere, die Abschreibungsmöglichkeiten 
abermals zu erweitern (JG 77 Ziffern 441 ff). Bei Ab-
schreibungserleichterungen ist der Kontakt zum In-
vestitionskalkül enger als bei den meisten anderen 
wachstumsfördernden Maßnahmen der Steuerpolitik. 

24. Eine weitere Möglichkeit, das wirtschaftliche 
Wachstum mit Hilfe finanzpolitischer Maßnahmen 
anzuregen und damit die Beschäftigung zu erhöhen, 
ist die verstärkte Förderung von Forschung und 
Entwicklung in den Unternehmen (JG 76 Ziffern 
326 ff, JG 77 Ziffern 445 ff). Im Jahreswirtschaftsbe-
richt 1978 hat die Bundesregierung eine Reihe von 
zusätzlichen Maßnahmen angekündigt, die geeignet 
sind, diesem Ziel zu dienen. Gleichwohl scheint auf 
diesem Gebiet der Handlungsbedarf, der sich aus 
dem Interesse an einer angebotsorientierten Beschäf-
tigungspolitik ergibt, noch nicht gedeckt zu sein. 
Eine Volkswirtschaft mit so hohem Lohnniveau wie 
die Bundesrepublik muß sich darauf einstellen, daß 
sie in einer Situation wie der gegenwärtigen sogar 
außerordentliche Anstrengungen unternehmen muß, 
um durch einen Neuerungsschub für genügend Inve-
stitions- und Beschäftigungschancen zu sorgen. Der 
Forschungs- und Technologiepolitik kommt dabei 
eine zentrale Rolle zu. 

Die Förderung von Forschung und Entwicklung wird 
zuweilen kritisch betrachtet, weil neue Technolo-
gien im Einzelfall auch Arbeitsplätze vernichten. 
Dies kann jedoch gesamtwirtschaftlich nicht ohne 
weiteres gelten und am allerwenigsten in einer 
offenen Wirtschaft. Arbeitsparende Technologien, 
die im Inland entwickelt und eingesetzt werden, 
können sogar unmittelbar die Beschäftigung erhö-
hen, wenn sie in Form von Investitionsgütern expor-
tiert werden. Gerade in der Bundesrepublik, die 
einen ganz erheblichen Teil ihres Exports mit Inve-
stitionsgütern bestreitet, braucht es ob der Beschäf-
tigungswirkungen von Neuerungen keine Bedenken 
zu geben. 

Die Technologiepolitik bedient sich überwiegend 
des Instruments der direkten Projektförderung. Vie-
les spricht dafür, dieses Instrument auf solche Be-
reiche zu beschränken, in denen hohe volkswirt-
schaftliche Erträge mit hoher Wahrscheinlichkeit 
erwartet werden können. Bei der direkten Förde-
rung bestehen Evaluierungsprobleme, die staatliche 
Instanzen und Gutachtergremien nicht immer lösen 
können. Unabhängig davon kommt es darauf an, 

daß in der Breite dem Ideen- und Erfindungsreich-
tum von vielen die Chance eröffnet wird, im Wett-
bewerb miteinander neue Produktionsverfahren her-
auszufinden und neue Produkte auf 'den Markt zu 
bringen. Der Einwand, man könne nicht nach dem 
„Gießkannen-Prinzip" vorgehen, hätte nur dann Ge-
wicht, wenn das Evaluierungsproblem bei der direk-
ten Förderung gelöst wäre. Die indirekte Förderung 
aller Sach- und Personalaufwendungen für For-
schung und Entwicklung — in Form einer Prämie 
oder einer Steuergutschrift — wäre das geeignete 
Instrument für eine in die Breite wirkende Politik. 
Der Sachverständigenrat hat schon früher dafür 
geworben. Wir verkennen nicht, daß es besondere 
Schwierigkeiten gibt, die Bemessungsgrundlage für 
die Förderung genau abzugrenzen, wenn Personal-
aufwendungen einbezogen werden sollen, und daß 
diese Schwierigkeiten bei kleinen und mittleren 
Unternehmen besonders groß sind. Die Schwierig-
keiten scheinen uns aber nicht unüberwindbar zu 
sein; gewisse Unschärfen müssen wohl in Kauf ge-
nommen werden. Vielen kleinen und mittleren Un-
ternehmen ebnet die indirekte Förderung erst den 
Weg zu dem staatlichen Anreizsystem. Denn die 
Mittel der direkten Förderung fließen zum ganz 
überwiegenden Teil großen Unternehmen zu. 

25. Was an staatlichen Mitteln zur Wachstumsför-
derung zusätzlich eingesetzt werden kann und was 
im Wege der Umstrukturierung auf der Einnahmen-
seite und der Ausgabenseite 'der öffentlichen Haus-
halte versucht werden muß, ist nicht zuletzt im 
Blick darauf zu entscheiden, daß eine Korrektur des 
Einkommensteuertarifs ansteht, die für den Staat 
erhebliche Einnahmenminderungen mit sich bringt. 
Eine Korrektur des Einkommensteuertarifs läßt sich 
auch wachstumspolitisch begründen, weil Lei-
stungshemmnisse abgebaut werden, wenn die 
steuerliche Belastung zusätzlichen Einkommens ge-
senkt wird. Die wachstumspolitische, vor allem die 
arbeitsplatzschaffende Wirkung ist hier jedoch ge-
ringer zu veranschlagen als bei einer gleich großen 
Senkung von Steuern, die vor allem die Investitio-
nen belasten, so daß die Senkung der Einkommen-
steuer fiskalisch als ein vergleichsweise teures Mit-
tel der Wachstumspolitik anzusehen ist. Gleichwohl 
wird allgemein eine Korrektur für unumgänglich ge-
halten. 

Der Anteil der einkommensabhängigen Steuern am 
gesamten Steueraufkommen hat infolge der Gestalt 
unseres Steuersystems seit 1960 um etwa 10 Pro-
zentpunkte zugenommen. Der Anteil der Lohn-
steuer am gesamten Steueraufkommen ist im glei-
chen Zeitraum von knapp 12 vH auf über 29 vH an-
gestiegen. Die Sätze der Sozialbeiträge der Arbeit-
nehmer sind seit 1972 von 13 1/2 vH auf über 16 vH er-
höht worden. Überschreitet das zu versteuernde 
Einkommen gerade die obere Grenze der unteren 
Proportionalzone des Einkommensteuertarifs, dann 
werden die Einkommenszuwächse (ohne Kirchen-
steuer) mit Abgaben von mehr als 41 vH belastet 
(mit 47 vH, wenn die Beitragsbemessungsgrenze der 
Krankenversicherung nicht überschritten ist). Trotz 
der Steuerentlastungen, die zu Beginn des Jahres in 
Kraft getreten sind, wird schon 1979 mehr als die 
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Hälfte aller Lohnsteuerpflichtigen mit ihrem Ein-
kommen in den Progressionstarif hineingewachsen 
sein, und trotz dieser Entlastungen setzt in diesem 
Jahr der Progressionstarif bei einem niedrigeren 
Realeinkommen ein als 1975. 

Es ist daher verständlich, daß der Steuerwiderstand 
zugenommen hat und daß die Forderung nach einer 
Tarifreform bei der Einkommensteuer immer lauter 
wird. Dabei geht es sowohl um eine Senkung der Ein-
kommensteuerlast insgesamt wie auch besonders um 
einen Abbau der Grenzsteuersätze dort, wo sie der: 

 zeit besonders steil ansteigen. 

26. Für den Verlauf des neuen Tarifs gibt es inzwi-
schen zahlreiche Vorschläge. Es sollte ein Tarif ge-
funden werden, der in seiner Struktur, das heißt in 
seinem Belastungsverlauf, in naher Zukunft nicht 
abermals grundlegende Änderungen nötig macht. 
Bei den Einkommensteuererleichterungen der Jahre 
1975 und 1978 standen die kurzfristigen Entlastungs-
wirkungen im Vordergrund. Dieses Mal sollte auch 
der mittelfristige Gesichtspunkt beachtet werden. 

Von der anstehenden Tarifreform unabhängig zu se-
hen sind die Probleme, die daraus erwachsen, daß 
für zahlreiche staatliche Transferzahlungen (zum 
Beispiel Wohngeld, Sparprämien, Ausbildungsförde-
rung) Einkommensgrenzen gelten. Die zusätzlichen 
„Belastungen" beim Wegfall dieser Vergünstigun-
gen sind mit den Grenzbelastungen im Rahmen der 
Einkommensteuer vergleichbar. Sie erreichen im 
Einzelfall extreme Höhen. Dies zu ändern wird erst 
in Betracht kommen, nachdem die Transfer-Enquête-
Kommission ihre Untersuchung dieser Zusammen-
hänge vorgelegt hat. 

27. Eine Korrektur des Einkommensteuertarifs, die 
die Strukturprobleme des Tarifs mildert und dabei 
auch nur eine mäßige Rücknahme der Grenzsteuer-
sätze vorsieht, wo diese besonders steil ansteigen, 
würde wahrscheinlich bereits zu Einnahmeausfällen 
von derzeit etwa 14 bis 20 Mrd DM im Jahr führen. 
Diese Deckungslücke gälte es zu schließen. Außer-
dem steht noch die mittelfristige Konsolidierung des 
strukturellen Defizits aus, das im laufenden Jahr in 
den öffentlichen Haushalten auf Grund der im ver-
gangenen Jahr ergriffenen Maßnahmen entstehen 
wird. 

Zwar geben die bisherigen Steuereingänge dieses 
Jahres Veranlassung, die letzte Steuerschätzung für 
das Jahr 1978 um etwa 2 bis 3 Mrd DM nach oben 
zu korrigieren. Da dies aber zu einem großen Teil 
auf hohen, unerwarteten Nachzahlungen an Ein-
kommensteuer und an Körperschaftsteuer beruht, 
kann aus der diesjährigen Entwicklung nicht ohne 
weiteres auf eine Unterschätzung des Steuerauf-
kommens auch in den nächsten Jahren geschlossen 
werden. Für die folgenden Jahre hat die letzte Steu-
erschätzung ermittelt, daß das Steueraufkommen 
nur wenig stärker zunimmt als 'das Sozialprodukt. 
Denn der Lohn- und Einkommensteuer, deren Auf-
kommen überproportional ansteigt, stehen andere 
Steuern gegenüber, in deren Aufkommen sich 
Wachstum und Inflation wesentlich geringer nieder-
schlagen; außerdem werden in den kommenden 

Jahren die Steuerausfälle aufgrund .der Körper-
schaftsteuerreform sowie aus der Erweiterung der 
Abschreibungsmöglichkeiten an Bedeutung gewin-
nen. Bis 1980 ergab sich in der letzten Steuerschät-
zung kein Anstieg der Steuerquote. Bis 1982 wird 
sie nach dieser Schätzung um lediglich 0,6 Prozent-
punkte ansteigen. 

Der größte Teil der mittelfristigen Konsolidierung 
sowohl des bestehenden als auch des durch eine 
Tarifreform entstehenden strukturellen Defizits in 
den öffentlichen Haushalten könnte also nicht der 
Elastizität des Steuersystems überlassen, sondern 
müßte auf andere Weise erreicht werden. 

28. Zur Konsolidierung des Einnahmeausfalls gibt 
es zwei Möglichkeiten: Entweder man kürzt ,die 
Ausgabenpläne oder man erhöht andere Steuern. An 
dieser Wahl führt kein Weg vorbei, da eine dauer-
hafte Erhöhung des Staatsdefizits nicht in Betracht 
kommen sollte (Ziffern 12, 21). Diejenigen, die mit 
Nachdruck in der Öffentlichkeit eine durchgrei-
fende Tarifkorrektur fordern, müssen jedenfalls, 
wenn sie glaubwürdig bleiben wollen, deutlich sa-
gen, wie sie für einen soliden Ausgleich der Min-
dereinnahmen sorgen wollen. 

Die Kürzung von Ausgabenplänen wäre unter 
wachstumspolitischen Gesichtspunkten, also auf 
mittlere und längere Sicht, die wirksamste Form 
der Konsolidierung, weil sie den Privaten mehr 
Raum für Produktion und Investition ließe. Der 
Staat würde auf diese Weise auch der zunehmen-
den Unzufriedenheit über Ausmaß, Art und Effi-
zienz seiner Tätigkeit Rechnung tragen. Freilich 
gibt es auf diesem Weg Gefahren und Hindernisse. 
Gefahren liegen darin, daß eine so starke Drosse-
lung der Staatsausgaben, wie sie zum Ausgleich 
der Mindereinnahmen notwendig wäre, einer kon-
junkturellen Nachfragestockung Vorschub leisten 
könnte. Hindernisse sind vor allem darin zu sehen, 
daß der größte Teil der Staatsausgaben, insbeson-
dere die Personal- und Sozialausgaben, durch Ge-
setze und Verträge längerfristig festgelegt ist. Re-
lativ groß ist die Manövrierfähigkeit lediglich bei 
den Investitionshaushalten, bei denen eine Reduk-
tion jedoch am wenigsten angezeigt erscheint. Trotz 
dieser Schwierigkeiten sollte die Möglichkeit einer 
Reduktion des Ausgabenanstiegs nicht von vornher-
ein als illusionär abgetan werden. Immerhin hat der 
Staat nach 1975 einen erheblichen Teil seiner Defi-
zite durch eine zurückhaltende Ausgabenpolitik ab-
gebaut. Allgemeine Absichtserklärungen, die Staats-
ausgaben einzudämmen, würden allerdings nicht 
ausreichen, den Entschluß zu großzügigen Steuersen-
kungen zu decken und der Gewöhnung an immer 
weiter steigende Defizite vorzubeugen. Entscheidun-
gen, die die künftigen Ausgaben einschränken, müß-
ten möglichst parallel vorbereitet oder zumindest 
in der mittelfristigen Finanzplanung so weit konkre-
tisiert werden, daß sie realistisch erscheinen. Da-
bei wäre es durchaus zulässig, darauf zu setzen, daß 
eine wachstumsorientierte Korrektur des Steuerta-
rifs geeignet ist, den Leistungswillen und die Pro-
duktionschancen zu erhöhen. Durch das Mehrwachs-
tum würde es möglich, einen Teil des Defizits durch 
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einen Rückgang der Staatsquote zu konsolidieren, 
ohne daß bestehende Ausgabenpläne gekürzt wer-
den müßten. Allerdings ist der derzeit schon vor-
handene Konsolidierungsbedarf der öffentlichen 
Haushalte mit zu bedenken. 

Soweit der Einnahmeausfall nicht auf der Ausga-
benseite ausgeglichen werden kann, ist eine kom-
pensierende Steuererhöhung unvermeidlich. Die 
Umsatzsteuer und die großen Verbrauchsteuern 
kommen dafür am ehesten in Betracht, weil sie un-
ter wachstumspolitischen Gesichtspunkten am we-
nigsten bedenklich sind. Gegenüber Ausgabenkür-
zungen hätten Steuerrechtsänderungen den Vorteil, 
daß über sie nicht von Jahr zu Jahr neu beschlos-
sen werden müßte. Aber auch für Steuererhöhun-
gen gilt, daß sie nicht zur konjunkturellen Unzeit 
vorgenommen werden sollten. Es wäre deshalb ge-
gebenenfalls eine zeitliche Streckung der zur Kon-
solidierung für notwendig erachteten Steuererhö-
hungen vorzusehen. Damit ginge zwar eine vorüber-
gehende Zunahme des Staatsdefizits einher. Wenn 
aber gleichzeitig mit der Änderung des Einkommen-
steuertarifs verbindlich beschlossen wird, ab wann 
und in welchen Stufen der Konsolidierungsbedarf 
durch Erhöhung anderer Steuern gedeckt werden 
soll, könnte eine Verunsicherung der Investoren 
vermieden werden.  
Nochmals sei betont, daß es nicht konjunkturpoli-
tische Erfordernisse sind, die ein solches Programm 
der kombinierten Einkommensteuersenkung und 
Verbrauchsteuererhöhung oder Ausgabenzurück-
haltung ratsam erscheinen lassen, sondern mittel- 
und langfristige Erfordernisse. So erwünscht eine 
baldige wachstumspolitische Initiative ist, die kon-
junkturelle Lage ist nicht so, daß das, was sich po-
litisch möglicherweise schnell durchsetzen ließe — 
eine Steuersenkung — aus Gründen der Nachfrage-
stützung vorgezogen, das übrige jedoch späteren 
Entscheidungen überlassen werden dürfte. Der Zeit-
punkt für ein solches Programm ist gekommen, 
wenn darüber im ganzen entschieden werden kann. 
Davon unabhängig ist die Frage der zeitlichen Ver-
teilung des Inkrafttretens der einzelnen Programm-
elemente. 

29. Eine Senkung der Einkommensteuer durch eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer zu finanzieren, wirft 
Verteilungsprobleme auf. Denn die Belastung durch 
die Einkommensteuer richtet sich nach der persön-
lichen Einkommenslage der Besteuerten, die Mehr-
wertsteuer belastet nach Maßgabe des Konsums. 
Gegenüber der Einkommensteuer tritt bei der Mehr-
wertsteuer eine Mehrbelastung also insbesondere 
bei Beziehern niedriger Einkommen auf. Diese Wir-
kung wird allerdings infolge der Befreiung der Mie-
ten von der Mehrwertsteuer und wegen der Bela-
stung der lebensnotwendigen Güter mit dem halben 
Satz der Mehrwertsteuer beträchtlich gemildert. 

Wenn wir zur Umstrukturierung des Steuersystems 
raten, so gründet sich dies zum einen darauf, daß 
dadurch lediglich eine Entwicklung zum Teil korri-
giert würde, die in der Vergangenheit zu einer er-
heblichen Zunahme des Anteils der lohn- und ein-
kommensabhängigen Steuern am gesamten Steuer

-

aufkommen geführt hat. Zum anderen übersieht 
eine ausschließlich an den kurzfristigen Vertei-
lungswirkungen ausgerichtete Kritik die positiven 
Wirkungen auf Beschäftigung und Wohlstand, die 
sich auf mittlere und längere Sicht aus einer wachs-
tumsfreundlichen Umstrukturierung des Steuersy-
stems für alle ergeben können. Die Verteilungswir-
kungen, die zunächst von einer partiellen Ersetzung 
der Einkommensteuer (und anderer investitionshem-
mender Steuern) durch die Mehrwertsteuer ausge-
hen würden, wären also gleichsam der vorüberge-
hend zu entrichtende Preis für ein Mehr an Be-
schäftigung und ein Mehr an verteilbarem Wohl-
stand in der Zukunft. 

30. Andere Behinderungen ergeben sich aus der 
großen Zahl staatlicher Regulierungen und Aufla-
gen. Sie sind — ebenso wie unser Abgabensystem 
— nicht nur für viele zu einem fast alltäglichen Är-
ger geworden, sondern sie behindern in vielen Fäl-
len auch die Schaffung neuer Arbeitsplätze. Zum 
Teil sind die staatlichen Auflagen Alternativen zu 
steuerlichen oder steuerähnlichen Abgaben, und 
oft wirken sie wie ertragsunabhängige Steuern, 
das heißt, sie erzeugen Kosten, die die Produk-
tion unabhängig von deren wirtschaftlichem 
Erfolg belasten. Es geht gewiß nicht darum, das 
Wachstum dadurch zu steigern, daß man eine wohl-
erwogene Behinderung bestimmter Formen wirt-
schaftlicher Betätigung unterläßt oder wieder auf-
hebt. Aber nicht jede Regelung, ,die zur Zeit ihrer 
Einführung begründet war, bleibt über Jahre hin-
weg unverändert notwendig, und für so manche 
Auflage gilt, daß der beabsichtigte Zweck auch mit 
weniger hinderlichen Nebenfolgen erreicht werden 
könnte. Jedenfalls macht es die Kumulation der 
Auflagen dringlich, diese — ebenso wie die öffent-
lichen Leistungen — immer wieder auf ihre Not-
wendigkeit zu überprüfen. 

IV. Für und wider Arbeitszeitverkürzung 

31. Wichtig ist nicht nur, daß mehr neue Arbeits-
plätze geschaffen werden, ebenso wichtig ist, daß 
diese von den Arbeitsuchenden auch besetzt wer-
den können. Repräsentative Untersuchungen zeigen, 
daß sich die Beschäftigungsstruktur in den Unter-
nehmen während der letzten Jahre deutlich gewan-
delt hat; der Anteil von ungelernten und angelern-
ten Arbeitnehmern ist gesunken, der Anteil quali-
fizierter Arbeitskräfte entsprechend gestiegen. Die 
Struktur der Arbeitslosen hat sich spiegelbildlich 
dazu geändert. Die Chance, eine neue Beschäfti-
gung zu finden, ist für einen Arbeitslosen mit hoher 
beruflicher Qualifikation im Durchschnitt mehr als 
doppelt so groß wie für den, der keine abgeschlos-
sene Berufsausbildung hat. Die Anforderungen, die 
die Bewältigung des Strukturwandels an die Quali-
fikation und berufliche Mobilität stellt, werden in 
Zukunft weiter zunehmen. Viele Arbeitnehmer, be-
schäftigte wie arbeitslose, sehen dies auch so. Das 
Interesse an Fortbildung und Umschulung scheint 
größer zu sein, als es die derzeitigen Teilnehmer-
zahlen an solchen Maßnahmen zum Ausdruck brin- 
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gen. Hier mehr zu erreichen, ist offenbar nicht nur 
eine Frage der bereitgestellten Fördermittel, son-
dern auch der Kenntnis der bestehenden Förder-
möglichkeiten, und zwar bei den Arbeitnehmern 
ebenso wie bei vielen Unternehmen. 

32. Die Forderung nach Arbeitszeitverkürzung 
kann sich einmal auf den Wunsch der Menschen 
nach mehr Freizeit gründen. Eine Arbeitszeitverkür-
zung, die von einem solchen Wunsch getragen wird, 
wäre allemal zu respektieren. In der Vergangenheit 
ist die Arbeitszeit tatsächlich in erheblichem Um-
fang vermindert worden. Offenbar war dies Aus-
druck des Wunsches nach mehr Freizeit. Freilich 
muß dieser Wunsch in der ihm zukommenden Per-
spektive gesehen werden. Von Anfang der sech-
ziger Jahre bis Mitte der siebziger Jahre ist das 
Produktionsergebnis je Stunde im Durchschnitt um 
gut 5 vH jährlich gestiegen. Dabei ist der Produk-
tivitätsverzicht für die Verbesserung der Arbeits- 
und Umweltbedingungen bereits berücksichtigt. Von 
den 5 vH Produktivitätssteigerung wurden drei 
Viertel zur Ausweitung und Verbesserung der Gü-
terversorgung genutzt und knapp ein Viertel zur 
Verkürzung der Arbeitszeit. Der Wunsch nach Ver-
besserung der materiellen Lebensbedingungen hat 
offenbar weitaus überwogen. Daran hat sich an-
scheinend nichts Wesentliches geändert. 

33. Der individuelle Wunsch nach mehr Gütern, 
der sich gegen eine kollektive Arbeitszeitverkür-
zung wendet, kann möglicherweise nicht zu jedem 
Zeitpunkt das letzte Wort haben. Aber es ist ein 
Wunsch, über den eine marktwirtschaftliche Ord-
nung eigentlich zuallerletzt hinwegehen dürfte. 

Die Forderung nach forcierter Arbeitszeitverkür-
zung ist anzuerkennen, falls bei Abwägung des 
Interesses der Beschäftigten an Aufrechterhaltung 
oder nur geringer Verkürzung der Arbeitszeit und 
des Interesses der Arbeitsuchenden, überhaupt Ar-
beit zu finden, ein angemessener Ausgleich nur da-
durch möglich erscheint, daß die Arbeitszeitwünsche 
derjenigen, die einen Arbeitsplatz haben, nicht in 
vollem Umfange erfüllt werden. Ein solcher Aus-
gleich wird vielfach mit dem mißverständlichen 
Schlagwort von der „Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf alle Arbeitswilligen" belegt. Eine Ar-
beitszeitverkürzung, die über das Maß dessen hin-
ausgeht, was die in Arbeit Stehenden selbst wün-
schen, mag von ihnen verstanden und akzeptiert 
werden, wenn überzeugend dargelegt werden kann, 
daß sich kein anderer Weg zur Beschäftigung für 
alle finden läßt. Der Sachverständigenrat kann nicht 
dazu raten, von einer solch pessimistischen Ein-
schätzung der zukünftigen Entwicklung auszuge-
hen, jedenfalls mittel- und langfristig nicht. Eine 
solche Forderung könnte daher allenfalls als ein 
kurzfristiger und vorübergehender Ausgleich zur 
Bewältigung der aktuellen beschäftigungspolitischen 
Probleme verstanden werden. Dann aber dürften 
die vorgeschlagenen Maßnahmen nicht in Konflikt 
mit der Erfüllung mittel- und langfristiger Ziele ge-
raten. Sie müßten als reversibel eingeschätzt wer-
den können. 

34. Die in der Volkswirtschaft zu erledigende Ar-
beit ist nicht vorgegeben. Wenn alle, die einen Ar-
beitsplatz haben, sich entschließen, eine Stunde je 
Woche weniger zu arbeiten, so werden sie weniger 
produzieren, weniger verdienen, weniger Güter und 
Dienste nachfragen. Daß andere — bisher Arbeits-
lose — in die bei den bisher Beschäftigten aus-
fallende Arbeit, den ausfallenden Verdienst, die 
ausfallende Nachfrage eintreten, kann nur erwar-
tet werden, 

— soweit die volkswirtschaftliche Gesamtnachfrage 
von dem elementaren Zusammenhang zwischen 
Arbeit und Nachfrage unabhängig ist, wie bei 
großen Teilen der staatlich bestimmten Nach-
frage und der Auslandsnachfrage, und 

— soweit Arbeitslose in der Lage sind, einen Teil 
der Arbeit der bisher Beschäftigten zu überneh-
men, sei es direkt oder doch zumindest über eine 
Kette von Umsetzungsvorgängen. 

Für einen erheblichen Teil der Ersetzungsaufgabe 
mögen diese Bedingungen gegeben sein. Doch ist 
die Gefahr nicht von der Hand zu weisen, daß im 
Zusammenhang mit einer allgemeinen Arbeitszeit-
verkürzung Nachfrage nach Gütern und damit Nach-
frage nach Arbeit in nennenswertem Umfang aus-
fällt. 

35. Auf diesem Hintergrund sind die Forderungen 
nach forcierter Arbeitszeitverkürzung zu würdigen. 
Die drei Kriterien zur Beurteilung der einzelnen 
Formen der Arbeitszeitverkürzung sollten sein: 

— Inwieweit verletzt eine Verkürzung der Arbeits-
zeit den Anspruch der Beschäftigten auf eine 
Arbeitszeit entsprechend den bei ihnen vorherr-
schenden Wünschen? 

— Inwieweit wären neue Arbeitszeitregelungen de 
facto irreversibel und damit ein Hemmnis für 
Flexibiltät und zukünftige Wachstumschancen? 

— Inwieweit führt eine Arbeitszeitverkürzung ge-
samtwirtschaftlich zu einer Minderung des Ar-
beitsvolumens? 

36. Im Hinblick auf keines der drei Kriterien gibt 
es Bedenken gegen eine individuelle Arbeitszeitver-
kürzung, zu der es auf freiwilliger Basis kommen 
könnte, wenn vermehrt Arbeitsplätze für Teilzeit-
arbeit angeboten würden. Ein solches Angebot er-
weitert die Optionen für die Beschäftigten und für 
die Beschäftigungssuchenden, vor allem jener, die 
zu der stillen Reserve des Arbeitsmarktes gezählt 
werden. Vielen Menschen ist nur schwer verständ-
lich zu machen, warum es aus Gründen der Arbeits-
organisation so schwer sein soll, jenen den Wunsch 
nach Beschäftigung zu erfüllen, die aus Gründen 
des Alters, der Gesundheit oder der Familie nur 
Teilzeitarbeit annehmen wollen. 

37. Am ungünstigsten ist das Urteil über Änderun-
gen der Arbeitszeitordnung. Eine Senkung der ge-
setzlich zulässigen Höchstarbeitszeit, die nicht aus 
Gründen des Arbeitsschutzes vorgenommen wird, 
bedeutet im Bereich der Arbeitszeitregelungen den 
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härtesten Eingriff in die wirtschaftliche Betätigungs-
freiheit der Arbeitnehmer. Solche Regelungen sind 
zudem meist irreversibel; sie mindern also das Be-
schäftigungspotential langfristig und damit die 
Wachstumschancen. Ferner beeinträchtigen sie die 
Flexibilität der Unternehmen in besonders hohem 
Maße und mindern damit letztlich Produktion und 
Arbeitsvolumen auch kurzfristig. 

38. Wird eine Arbeitszeitverkürzung tarifvertrag-
lich vereinbart, sei es für die Wochenarbeitszeit, 
sei es für die Jahresarbeitszeit, so können sich die 
Präferenzen der Betroffenen in der tarifpolitischen 
Diskussion Geltung verschaffen. Tarifvertraglich 
vereinbarte Arbeitszeitverkürzungen dürften frei-
lich ebensowenig reversibel sein wie gesetzlich 
geregelte. Daß tariflich vereinbarte Arbeitszeitver-
kürzungen von den Unternehmen zum Anlaß für 
Rationalisierungsmaßnahmen genommen werden 
und nur teilweise zum Anlaß für die Einstellung zu-
sätzlicher Mitarbeiter, ist nicht umstritten. Dadurch 
wird auch den Kostensteigerungen begegnet, die 
eintreten, wenn die betrieblichen Kapazitäten weni-
ger intensiv genutzt werden. 

Bei tarifvertraglichen Arbeitszeitverkürzungen wird 
in der Regel ein Lohnausgleich vereinbart. Das ist 
unbedenklich nur, soweit der von der Produktivi-
tätsentwicklung im ganzen gegebene Spielraum da-
für genutzt wird, den Arbeitnehmern durch eine Er-
höhung der Stundenlöhne einen kostenniveauneu-
tralen Ausgleich für die weniger geleistete Arbeit 
zu verschaffen. Es darf nicht übersehen werden: 
Wenn der Lohnausgleich darüber hinausgeht, das 
Kostenniveau sich also erhöht, wird der beschäf-
tigungssteigernde Effekt der Arbeitszeitverkürzung 
gefährdet. Besteht ohnehin Korrekturbedarf beim 
Kostenniveau, so ist der Spielraum für einen Lohn-
ausgleich entsprechend geringer. Im übrigen gilt 
auch in dem Fall, in dem voller Lohnausgleich ver-
einbart wird: Bei unveränderter Arbeitszeit wäre 
das Einkommen höher gewesen — und zwar höher 
im Maße der Arbeitszeitverkürzung, korrigiert um 
die genannten Kosten- und Produktivitätseffekte, 
die die Arbeitszeitverkürzung selbst verursacht. 

39. Vielfach wird auch vorgeschlagen, die Alters-
grenze für das Ausscheiden aus dem Berufsleben 
aus beschäftigungspolitischen Gründen vorzuverle-
gen. Selbst wenn man davon ausgehen könnte, daß 
dies den Interessen der Mehrheit der Betroffenen 
entgegenkäme, ließe sich nicht übersehen, daß eine 
solche Maßnahme nicht reversibel wäre und in der 
gegenwärtigen Situation nur teilweise zu Neuein-
stellungen führte. Hinzu kommt., daß eine Vorver-
legung des Rentenalters entweder hohe Rentenver-
zichte von den Betroffenen fordert oder für die 
Rentenversicherung sehr teuer ist. Gelegentlich 
werden die Kosten des Vorziehens der Altersgrenze 
im Rahmen entsprechender tarifvertraglicher Ver-
einbarungen auch von den Unternehmen übernom-
men. 

40. Für eine Verlängerung von Bildungszeit, sei es 
für eine allgemeine Einführung eines zehnten Schul-
jahrs, sei es für zusätzliche Fortbildungszeiten, wer

-

den gute bildungspolitische Gründe vorgebracht. 
Die entlastende Wirkung solcher Maßnahmen für 
den Arbeitsmarkt ist in der gegenwärtigen Situa-
tion als eine willkommene Nebenwirkung zu be-
grüßen. Soweit sie — unter Berücksichtigung der 
Kosten — produktivitätssteigernd wirken, haben 
sie auch wachstumspolitische Vorteile. 

41. Bei einer Beurteilung der Vorschläge für for-
cierte Arbeitszeitverkürzungen dürfen deren Nach-
teile in Form volkswirtschaftlicher und fiskalischer 
Kosten nicht unberücksichtigt bleiben, denen teil-
weise auch Vorteile gegenüberstehen. Nimmt man 
alles zusammen, so sollte in den meisten Fällen der 
Arbeitszeitverkürzung folgendes im Bild sein: 

— Die volkswirtschaftlichen Kosten, die bei dem 
Versuch entstehen, das Arbeitsvolumen auf 
mehr Beschäftigte zu verteilen, sind darin zu 
sehen, daß friktionsbedingt Nachfrage ausfällt, 
auch weil freiwerdende Arbeitsplätze nicht wie-
der vollwertig besetzt werden können, und daß 
Kapazitäten weniger intensiv genutzt werden. 
Diese Kosten können gemindert werden durch die 
positiven Produktivitätseffekte, die erfahrungs-
gemäß als Folge von Arbeitszeitverkürzungen 
erzielt werden. 

— Wohlfahrtsmindernd wirkt sich aus, daß eine 
unfreiwillige Verlängerung der Freizeit auf-
grund forcierter Arbeitszeitverkürzung Men-
schen daran hindert, mehr zu arbeiten und mehr 
Einkommen zu erzielen. Andererseits: Eine Ver-
ringerung der Anzahl der Arbeitsuchenden 
senkt die unfreiwillige Erwerbslosigkeit und 
wirkt sich positiv auf das soziale Klima aus. 

— Eine forcierte Arbeitszeitverkürzung ließe die 
gegenwärtige Belastung der öffentlichen Haus-
halte und des Systems der sozialen Sicherung, 
die aus der Arbeitslosigkeit resultiert, zu einer 
Dauerbürde werden. Letztlich würde durch eine 
Erhöhung der Anzahl der Beschäftigten via Ar-
beitszeitverkürzung die Bemessungsgrundlage für 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträge nicht 
erhöht, sondern nur anders verteilt. Dem stehen 
Einsparungen bei der Arbeitslosenunterstützung 
und in den Sozialhaushalten gegenüber. 

Nachteile und Vorteile mögen sich die Waage hal-
ten, wenn man außer der forcierten Arbeitszeitver-
kürzung keine andere Möglichkeit sieht, die Ar-
beitslosigkeit zu beseitigen. Die Kosten überwiegen 
jedoch eindeutig, wenn man eine realistische Alter-
native darin erkennt, daß durch ein kräftigeres 
Wachstum die Vollbeschäftigung wiederhergestellt 
werden kann. 

Minderheitsvotum 

Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Gerhard 
Scherhorn, widerspricht der Mehrheit in folgenden 
Punkten. 

42. Er teilt nicht die dieses Sondergutachten be

-

stimmende Grundauffassung der Mehrheit, die 
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Volkswirtschaft könne über höhere Wachstumsraten 
zur Vollbeschäftigung zurückfinden. Binnen- und 
außenwirtschaftlicher Strukturwandel hat die Expan-
sionschancen für die industrielle Produktion nach-
haltig geschwächt, das Angebot an Dienstleistungen 
aber sich wegen des dort relativ geringen Pro-
duktivitätsfortschritts und wegen der deshalb erfor-
derlichen überdurchschnittlichen Steigerung von 
Preisen bzw. Steuern nur langsam erweitern. Für die 
absehbare Zukunft kann daher wohl auch unter gün-
stigen Bedingungen nur mit einem mittleren Wachs

-

tum  der gesamtwirtschaftlichen Produktion gerech-
net werden. Zwar liegen die erreichbaren Wachs-
tumsraten über den derzeit erreichten. Aber die 
Volkswirtschaft wird nicht allein dadurch an das 
erreichbare Wachstum herangeführt, daß die Wirt-
schaftspolitik den Unternehmen Raum bei Kosten 
und Risiken schafft und hemmende Regulierungen 
abbaut. Erforderlich ist, den Strukturwandel des An-
gebots und der Nachfrage zu fördern. Dazu bedarf 
es auch der Weiterentwicklung der Regeln, die das 
Mitwachsen der Umweltqualität, des Verbraucher-
schutzes und der Arbeitsbedingungen sicherstellen; 
es bedarf auch einer Weiterentwicklung der Infra-
struktur, vor allem durch bildungspolitische und 
kommunalpolitische Maßnahmen, durch die das Mit

-

wachsen der Fähigkeiten und Möglichkeiten der 
Menschen begünstigt wird; es bedarf auch struktur-
politischer Eingriffe, die das Mitwachsen der Res-
sourcengesamtheit bewirken. 

43. Er folgt nicht der Vorstellung, daß Vollbeschäf-
tigung ohne eine Verkürzung der Arbeitszeit er-
reichbar sei, und hält es nicht für wahrscheinlich, 
daß eine verstärkte Verkürzung der Arbeitszeit 
„über das Maß dessen hinausgeht, was die in Arbeit 
Stehenden selbst wünschen" (Ziffer 33). 

Erstens sind nach seiner Einschätzung die Zuwachs-
raten der absetzbaren privaten und der finanzier-
baren öffentlichen Produktion, mit denen in der ab-
sehbaren Zukunft günstigenfalls gerechnet werden 
kann, nicht so hoch, daß man vom Einsatz wachs-
tumspolitischer Mittel, so wichtig er ist, den baldi-
gen Abbau der Arbeitslosigkeit erwarten könnte. 
Auch das amerikanische Beispiel (Ziffer 15) zeigt 
lediglich, daß es mit der dort betriebenen Wirt-
schaftspolitik (die auf die Bundesrepublik nicht über-
tragbar wäre und auch vom Sachverständigenrat 
nicht befürwortet würde) möglich ist, die Beschäfti-
gung zu erhöhen. Es zeigt dagegen nicht, daß mit 
solchen Mitteln die Arbeitslosigkeit abgebaut wer-
den kann. 

Zweitens lassen sich viele Indizien dafür anführen, 
daß eine Verkürzung der Arbeitszeit, die leicht über 
den bisherigen Trend hinausgeht (der in jüngster 
Zeit deutlich unterschritten worden ist), mit den 
Wünschen der Arbeitenden in Einklang steht. Das 
gilt auch dann, wenn die Arbeitszeitverkürzung auf 
die andernfalls auszahlbaren Einkommenszuwächse 
angerechnet wird. Die Verlängerung der arbeits-
freien Zeit gehört zu den immateriellen Bestand-
teilen der Lebensqualität, die mitwachsen müssen, 
wenn das Wachstum des Sozialprodukts für Arbei-
tende und Konsumenten seinen Sinn behalten soll. 
Denn mit wachsendem Wohlstand nimmt die pro 

Konsumakt im Durchschnitt verfügbare Zeit ab, mit 
der Verlagerung der Konsumwünsche auf Dienst-
leistungen und Freizeittätigkeiten erhöht sich der 
durchschnittliche Zeitbedarf pro Konsumakt. Der 
Wunsch nach Verlängerung der arbeitsfreien Zeit 
(und nach Verbesserung anderer immaterieller 
Wohlstandsbedingungen) geht mit dem Wunsch 
nach Erhöhung des Einkommens einher, beide zu-
gleich sind Ausdruck des Wunsches nach wachsen-
dem Wohlstand; aber in welchem Verhältnis sie 
jeweils zueinander stehen und wie sich dieses Ver-
hältnis entwickelt, das ist aus globalen Angaben 
über die Arbeitszeitverkürzungen in der Vergangen-
heit nicht abzuleiten. 

44. Er kann sich nach alledem auch nicht von der 
Vorstellung leiten lassen, bei einer Störung der 
Wachstumsbedingungen wäre unter Umständen, zu-
mindest mittelfristig, „nicht eine Erhöhung, sondern 
eine Senkung der Staatsausgaben wirksam" (Ziffer 
12) und unter wachstumspolitischen Gesichtspunkten 
wäre eine Einkommensteuersenkung am wirksam-
sten mit der Kürzung von Ausgabenplänen auszu-
gleichen (Ziffer 28). So notwendig es ohne Zweifel 
ist, der Zunahme der Staatsausgaben, der bürokrati-
schen Überwucherung des Berufs- und Alltagslebens 
und der fiskalischen Schwächung materieller Anreize 
für individuelle Initiative Widerstand entgegenzu-
setzen, so wenig darf man darüber hinwegsehen, daß 
auch die Vermehrung der öffentlichen Leistungen 
zu den Voraussetzungen für die weitere Steigerung 
des Wachstums gehört. Das künftige Wachstum der 
privaten Produktion ist gerade auch auf die (private 
Investitionen ergänzenden) öffentlichen Ausgaben 
für Bildung und Information, regionale und kom-
munale Infrastruktur, Umweltschutz und Umweltge-
staltung angewiesen. Eine Erhöhung dieser Ausga-
ben müßte ebenso durchsetzbar sein wie die Erhö-
hung der relativen Preise für private Dienstleistun-
gen, wenn den Bürgern der Nutzen dieser Ausgaben 
transparent gemacht würde. Dies freilich ist keine 
einfache Aufgabe. Über die Verwendung geeigneter 
Indikatoren hinaus erfordert sie vor allem den 
Nachweis, daß alles unternommen worden ist, die 
Staatsausgaben zugunsten dieser Bereiche umzu-
strukturieren, die erforderliche Ausweitung der 
Staatstätigkeit am Prinzip der Dienstleistung zu 
orientieren und sie mit einem Minimum an büro-
kratischer Behinderung privater Initiative zu verbin-
den. Dies sieht die Mehrheit wohl nicht grundlegend 
anders. Die abweichende Auffassung der Minderheit 
aber geht dahin, daß es, auch wenn all das beachtet 
wird, zumindest mittelfristig nicht ohne eine behut-
same Erhöhung der Staatsquote abgehen wird, also 
auch nicht ohne eine entsprechende Erhöhung der 
Einnahmen aus Steuern und anderen Abgaben. 

45. Er ist auch anderer Meinung in bezug auf die 
Gefahr, „daß im Zusammenhang mit einer allge-
meinen Arbeitszeitverkürzung Nachfrage nach Gü-
tern und damit Nachfrage nach Arbeit in nennens-
wertem Umfang ausfällt" (Ziffer 34). 

Man kann aus den bereits skizzierten Gründen dar-
auf vertrauen, daß von der Verkürzung der Arbeits-
zeit nicht nur mittelfristig eine Förderung des Be-
darfswandels, sondern schon bald auch eine Bele- 
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bung des Konsums ausgehen wird, wenn die Wirt-
schaftspolitik deutlich macht, daß Arbeitszeitverkür-
zung nicht primär als Mittel der Beschäftigungspoli-
tik, sondern als Bestandteil einer Konzeption zur 
Weiterentwicklung der qualitativen Grundlagen des 
künftigen Wachstums gesehen — und durch ent-
sprechende Maßnahmen flankiert — werden sollte. 
Man braucht auch an dem beschäftigungspolitischen 
Erfolg der Arbeitszeitverkürzung nicht zu zweifeln. 
Sie fällt in erster Linie in die Zuständigkeit der Ta-
rifvertragsparteien. Aber im Rahmen einer wirt-
schaftspolitischen Gesamtkonzeption muß sie mit 
einer gezielten Förderung der außer- und innerbe-
trieblichen Ausbildung gerade derjenigen Qualifi-
kationen verbunden werden, für die es dann am 
Arbeitsmarkt zusätzliche Nachfrage gibt. Daß der 
Wirkungsgrad der Arbeitszeitverkürzung so groß 
wie überhaupt möglich ist, hängt dann entscheidend 
von zwei Faktoren ab: zum einen von der Bereit-
schaft der Arbeitnehmer, sich das Mehr an Freizeit 
auf die sonst zu fordernde Einkommenssteigerung 
anrechnen zu lassen, zum anderen von der Qualität 

der gleichzeitig durchzuführenden ausbildungspoliti-
schen Maßnahmen. In beiden Fällen ist es die zen-
trale wirtschaftspolitische Konzeption, die Führung 
geben und den Erfolg sichern kann — einen Erfolg, 
der über die Verminderung der Arbeitslosigkeit hin-
ausreicht. 

Denn die Verbesserung der immateriellen Elemente 
des Wohlstands, die mit der Arbeitszeitverkürzung 
und den sie begleitenden Maßnahmen beabsichtigt 
und bewirkt würde, hat nicht nur wachstumspoliti-
schen und beschäftigungspolitischen Rang, sondern 
auch verteilungspolitische Bedeutung. Nach einem 
verbreiteten Empfinden ist die Verteilungsgerechtig-
keit im Bereich des immateriellen Wohlstands — 
beispielsweise in der Verteilung der Umweltquali-
tät, der Bildungschancen oder der Arbeitsbedingun-
gen — vielleicht noch mehr beeinträchtigt als bei 
Einkommen und Vermögen. Wird hier ein großer 
Schritt getan, so darf man erst recht erwarten, daß 
die Vorteile der Arbeitszeitverkürzung eindeutig 
überwiegen, statt ihnen allenfalls zuzubilligen, daß 
sie den Nachteilen die Waage halten (Ziffer 41). 


